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Gesetze und Gesetzenrwürfe 

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht 
nunmehr die eingeschränkte Pfiindbarkeit des Kin­
dergeldes vor (BT-Dr 11/1104). 

In einem Antrag zur Änderung der StPO for­
dern die GRÜNEN die Aussetzung von Haftstrafen 
für Mütter mit Kleinkindern (BT-Dr 11/1403). 

Und wieder die GRÜNEN: sie legten einen Ge­
setzentwurf zur Neuregelung der straf- und verfah­
rensrechtlichen Vorschriften bei sexuellen Gewalt­
delikten vor (BT-Dr 11/1040); als Vergewaltigung 
soll danach jede Tathandlung gegen den Willen der 
Frau gelten, Fragen nach dem sog. "sexuellen Vor­
leben" sollen unzulässig sein und während der Ver­
nehmung des Opfers soll der Angeklagte von der 
Verhandlung ausgeschlossen werden können. 

Auch Justiz- und Familienminsterium basteln 
an einer Strafrechtsänderung im Bereich der Sexual­
delikte, insbesondere der ehelichen Vergewaltigung. 
Die diskutierten Entwürfe sind allerdings noch nicht 
zugänglich, da sich Justiz- und Familienminsterium 
noch nicht auf einen gemeinsamen Regierungsent­
wurf einigen konnten. 

Ausschüsse 
Über die verschiedenen Reformvorschläge zur 

S trajbarkeit der Vergewaltigung u. ii. in der Ehe soll 
im Rechtsausschuß eine Synopse erstellt werden. 

Der Rechtsausschuß plant eine Anhörung zum 
Gewerblichen Rechtsschutz im Bereich der Gentech­
nik. 

Der Bildungsausschuß und der Innenausschuß 
haben einer Entschließung des Europäischen Parla­
ments zur beruflichen Wiedereingliederung von Frau­
en zugestimmt (BT-Dr 11/1027). 

Darüberhinaus hatten sich die Ausschüsse mit 
einem Aktionsprogramm der EG über die Ausbildung 
von Miidchen und Frauen zu befassen: Ziel, die „Di­
versifizierung" der Berufswahl von Frauen - hof­
fentlich wissen die Frauen, was gemeint ist. 

Der Rechtsausschuß lehnte zwischenzeitlich 
einen Antrag der GRÜNEN ab, das Gesetz zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses für nichtig zu er­
klären, allerdings soll der Bundestag feststellen, daß 
die im Gesetz vorgesehenen Zwangssterilisationen 
Unrecht seien. Zwangssterilisierte sollen auf die Mög­
lichkeit einer einmaligen Entschädigung von 5.000 
DM hingewiesen werden. 

Kleine Anfragen und Anträge 
Die SPD verlangt, daß in den monatlichen Ar­

beitsmarktzahlen der Bundesanstalt zukünftig auch 
der aktuelle Stand der Frauenarbeitslosigkeit ausge­
wiesen werden soll (BT-Dr 11/1087). Darüberhinaus 
hat sie eine Große Anfrage über die berufliche Ein­
gliederung von Frauen nach der Kindererziehungs­
phase an die Bundesregierung gerichtet (BT-Dr 
11/1086). 
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Die GRÜNEN fordern von der Bundesregierung 
eine gesetzliche Regelung der künstlichen Befruch­
tung (BT-Dr 11/1662). 

Der Tatsache, daß die Deutsche Postreklame 
das Wort "Lesbe" für einen Verstoß gegen die guten 
Sitten hält, verdanken wir eine kleine Anfrage der 
GRÜNEN (BT-Dr 11/1024) und eine nichtssagende 
Antwort der Bundesregierung (BT-Dr 11/1272). 

Die unendliche Geschichte der geschlechtsneu­
tralen Formulierungen in Gesetzen hat ein vorläufiges 
Ende gefunden: die Koalition hat sich entschieden, 
geschlechtsspezifische Bezeichnungen zu vermeiden, 
"soweit dies sachlich gerechtfertigt ist und die Les­
barkeit und Verständlichkeit des Gesetzestextes 
nicht beeinträchtigt wird". (BT-Dr 11/1043) In einer 
interministeriellen Kommission werden derzeit die 
"historisch gewachsenen männlichen Formulierun­
gen" (Amtsmann, Wahlmänner) überprüft. 

Sonstiges 
Die Mittel für Gebärprämien der Stiftung Mut­

ter und Kind wurden von 30 Mio auf jährlich 110 
Mio erhöht. 

Aus einer Unterrichtung der Bundesregierung 
über die Ermittlungen und Hausdurchsuchungen ge­
gen die Revolutionären Zellen und die Rote Zora er­
fahren wir, daß es sich bei der Roten Zora um die 
weibliche Untergruppe der als terroristisch einzu­
schätzenden Revolutionären Zellen handelt, die vor 
allem gegen die Gentechnologie kämpft, die von ihr 
als "patriarchalisches Herrschaftsinstrument" ver­
standen wird. 

Und die Frauenministerin forscht: über nicht 
seßhafte Frauen, ältere Frauen; stellt aufgrund eige­
ner Forschung fest: ,,Gewalt gegen Frauen ist kein 
städtisches Problem" und unterstützt Wildwasser, 
Berlin, als Modellprojekt für die Dauer von 3 Jahren 
mit 2 Mio. Gleichzeitig wird für die wissenschaftli­
che Begleitung nochmals 1/2 Mio. zur Verfügung ge­
stellt. 
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